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1.1 Literaturschau

Die sozialwissenschaftliche Forschung über Islam und Muslim*innen in Deutsch-

land hat in den letzten Jahren deutlich an Dynamik gewonnen. Viele Studien über

gesellschaftliche Diskurse, mediale Repräsentationen sowie der rechtlichen Aner-

kennung des Islams stehen nur wenigen Studien gegenüber, die die Position des

Islams und Diskurse über Muslim*innen im politischen System Deutschlands, na-

mentlich in den Parteien und im Bundestag, systematisch analysieren.

Abseits der Frage nach denUrsachen für diesenMangel soll in diesemAbschnitt

ein vergleichender Überblick über den aktuellen Forschungsstand durchgeführt

werden, um so dieNotwendigkeit einer diskursanalytisch informierten Studie über

das Forschungsfeld Islam und antimuslimischer Rassismus im politischen System

Deutschlands darzulegen, die verschiedenen Teildiskurse, die in der öffentlichen

Sphäre und im politischen System ineinander übergehen, in ihrer Struktur, ihren

Inhalten sowie in ihrer gesellschaftlichen Bedingt- und Verwobenheit analysiert.

Da der Bestand an Literatur mittlerweile sehr umfangreich ist und die vorliegen-

de Literaturschau nicht uferlos werden soll, beschränkt sie sich vorwiegend auf

einschlägige Studien und Analysen, die im Zeitraum von 2010–2021 veröffentlicht

wurden.

Neben vielen Sammelwerken, die Islamfeindlichkeit oder antimuslimischen

Rassismus aus verschiedenen Perspektiven und in unterschiedlichen gesellschaft-

lichen Teilsystemen behandeln (Kassis/Ucar 2019; Benz/Pfeiffer 2011; Schneiders

2009; Attia/Popal 2018; Attia u.a. 2014), sollen an dieser Stelle vorrangig diejenigen

beleuchtet werden, die jeweils auf die gesellschaftlichen Domänen Medien, Politik

und Gesellschaft fokussieren.

1.1.1 Gesellschaft

Die gesellschaftliche Stellung von Muslim*innen ist gut untersucht und noch immer

geprägt von einer ablehnenden Haltung, die bis weit in die Mitte der Gesellschaft

hineinreicht. Die neueste Studie legte das DeZIM in Form des Nationalen Diskri-

minierungs- und Rassismusmonitors im Frühjahr 2022 vor (Deutsches Zentrum

für Integrations- und Migrationsforschung 2022). Darin werden rassistische Ein-

stellungsmuster gegenüber verschiedenen sozialen Gruppen u.a. Muslim*innen,

repräsentativ erfasst und untersucht. Neben Studien, die einzelne gesellschaftlich

weit verbreitete Diskurs-Phänomene wie die Kopftuchdebatte (Berghahn/Rostock

2009; Amir-Moazami 2007; Jäger/Jäger 2007; Berghahn 2020), die gesellschaftliche

Integrationsdebatte (El-Mafaalani 2018; Spielhaus 2013; 2018; Halm/Sauer 2017)

oder etwa die Debatten um den Karikaturenstreit (Jäger 2009; Ata 2011) in den

Blick nehmen, stechen im Bereich der gesellschaftlichen Wahrnehmungen und

Repräsentationen von Islam und Muslim*innen in Deutschland gewiss Ergebnisse
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und Veröffentlichungen der Forschungsgruppe umHeitmeyer (2002–2010), die Er-

gebnisse der Mitte-Studien der Universität Leipzig (2002–2018) und der Friedrich-

Ebert-Stiftung (2006–2018)3 hinsichtlich ablehnender Einstellungen gegenüber

Muslim*innen sowie die Ergebnisse des Religionsmonitors von Hafez/Schmidt

(2015) hervor.4

Sabrina Schmidt legt in ihrer innovativen Studie zu kommunikativem Alltags-

rassismus dar, wie sich antimuslimische Wissensbestände in lebensweltlichen

Diskurspraxen materialisieren (2022). Anhand einer vergleichenden empirischen

Untersuchung in den Metropolregionen Rhein-Ruhr und Chicagoland (USA)

untersucht Schmidt entlang rassismuskritischer, diskursanalytischer undwissens-

soziologischer Theorien und Annahmen subjektive Handlungs- und Sprechweisen

von Personen, die über kein gefestigtes antimuslimischesWeltbild verfügen. In der

Analyse zeigten sich verschiedene Dimensionen antimuslimischer Diskurspraxen,

die sich kategorial in hegemoniale, polarisierte, dilemmatische und widerständige

Aneignungsformen antimuslimischer Deutungsmuster unterscheiden lassen.

In der Mitte-Studie von 2020/21 wird deutlich (Zick/Küpper 2021: 237), dass die

Mehrheit rassistische Abwertungen ablehnt, aber muslimisch markierte Menschen

häufig mit Vorurteilen und Ablehnung konfrontiert sind (21,3 %, weitere 22,2 %

geben »teils, teils« an). Der Zustimmungsanteil liegt hier ähnlich hoch wie der

Ablehnungsanteil von antimuslimischen Vorurteilen; »Antipathie« gegenüberMus-

lim*innen fällt besonders hoch aus (21,5 %) (ebd.: 187). Ähnlich hoch ist der Anteil

derjenigen, die der Aussage zustimmten, dass der Islam die deutsche Gesellschaft

unterwandern würde (Islamisierung, Überfremdung) (ebd.: 237). Ein Narrativ, das

in rechtspopulistischen Kreisen en vogue ist, breitet sich also in der Mitte aus.

Zudem konnten die Autor*innen deutliche Zusammenhänge zwischen Islam-Ver-

schwörungsanhängern und antidemokratischen Widerstandsaufrufen gegen die

herrschende Politik feststellen.

Die LeipzigerMitte-Studie von 2016 nimmt die »historische Situation« seit dem

Sommer 2014 (Fluchtmigration, Pegida-Mobilisierung) in den Fokus und konsta-

tiert ein erhebliches Erstarken rechtsextremer Mobilisierung, Pegida als Diskurs-

ereignis sei bei Vielen auf fruchtbaren Boden gefallen (Brähler u.a. 2016: 63). Die

Islamfeindlichkeit habe seit 2014 stark zugenommen (ebd.: 49). Jede*r Zweite gab

3 Die Mitte Studien wurden ab 2002 von den Forschergruppen um Oliver Decker und Elmar

Brähler (Universität Leipzig) durchgeführt, ab 2006 in Kooperation mit der Friedrich-Ebert-

Stiftung. Seit 2014 führen die Universität Leipzig und die FES eigene Studien durch (FES-Mit-

te Studien und Leipziger Autoritarismus Studie), wobei die FES-Mitte-Studien seit 2014 vom

Forscherteam um Andreas Zick und Beate Küpper durchgeführt werden.

4 Es gilt zu beachten, dass die Gruppen um Heitmeyer, FES-Mitte sowie Leipziger Autorita-

rismus-Studien Islamfeindlichkeit nicht in den Mittelpunkt ihrer Analysen stellen, sondern

als eine Form von Ressentiments bzw. gruppenbezogenerMenschenfeindlichkeit behandeln

und analysieren.
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an, sich wie Fremde im eigenen Land zu fühlen, mehr als 40 Prozent wollten Mus-

lim*innen die Zuwanderung nach Deutschland untersagen, so die Autor*innen der

Studie (ebd.: 49).

Die Sonderauswertung Islam des Religionsmonitors der Bertelsmann Stiftung

spürt der Frage nach, wer sich vom Islam bedroht fühle, und ob es sich hier um ein

flächendeckendes Phänomenhandele (Hafez/Schmidt 2015).Die Autor*innen kom-

menzumErgebnis,dass Islamfeindlichkeit als grundlegendeWahrnehmungdes Is-

lams in der Bevölkerung bezeichnet werden könne. Mehr noch: Islamfeindlichkeit

sei salonfähig und biete rechtspopulistischen Akteuren einen fruchtbaren Nährbo-

den, der Islam als Religion werde als unvereinbar mit demWesten betrachtet (ebd.:

64ff.). In

In ihren Arbeiten zur postmigrantischen Gesellschaft formuliert die Berliner

Sozialwissenschaftlerin Naika Foroutan die Erkenntnis, dass die deutsche Identi-

tätsfrage zunehmend (v.a. seit 2015) mit der Frage der Migration und »mittelbar

mit dem Islam gekoppelt und negativ aufgeladen« sei (2019: 12ff.). Der Begriff der

Migration sei eine »Chiffre«, die andere gesellschaftliche Konfliktfelder wie Klasse,

Schicht, soziale Ungleichheit, Sexismus, Gender, Rassismus verschleiere, und die

aber zugleich mit dem Thema Migration immer wieder in Verbindung gebracht

würden (Foroutan/Piening 2018: 20).

Bereits in ihrer Studie zu »Muslimbildern in Deutschland« von 2012, weist Nai-

ka Foroutan auf den exkludierenden Charakter sogenannter Integrationsdebatten

nach Erscheinen von Thilo Sarrazins Buch »Deutschland schafft sich ab!« hin: Dem-

nachwürden Islam undMuslim*innen in Deutschland in Folge dieses Diskurses als

inkompatibel erscheinen. Zugehörigkeit würde abgesprochenwerden, Argumenta-

tionen um Islamisierung undUnterwanderung, Frauenunterdrückung, Terror, Krimi-

nalität und Gefährdung dominieren (Foroutan 2012: 7). In ihrer Kontrastierung der

Wahrnehmung des Islams mit empirischen Daten kommt Foroutan zum Schluss:

»Das starkdefizitär geprägte öffentlicheBild vonMuslim*innendeckt sichnichtmit

dem Sachstand der tatsächlich messbaren Integrationserfolge […]« (ebd.: 55).

Constantin Wagner untersucht in seiner Studie die sozialen Funktionen des

Islam-Diskurses in Deutschland und geht dabei v.a. auf Schulbücher ein (Wagner

2011). Er bedient sich der kritischen Diskursanalyse, um zu zeigen, wie Sinnzu-

schreibungen und Bedeutungen konstruiert werden, deren Ziel Muslim*innen

und der Islam in Deutschland sind. Es zeigt sich, dass kulturalisierende, eth-

nisierende Deutungsmuster in Schulbüchern überwögen, diese aber tief in der

Gesellschaft verankert seien, und dass das Thema Migration unter dem Stichwort

Islam/Muslim*innen verhandelt werde. Zudem zeigte sich in der Untersuchung,

so Wagner, dass der Islam als Europas Gegenentwurf fungiere und »in nahezu allen

Fällen als Konfliktstoff und Problem« erscheint (ebd.: 82).

Eine aktuelle Studie zu gesellschaftlichen Sicherheitsdiskursen zeigt in einer

Umkehrung der Perspektive, wie sich diese auf Muslim*innen und als solche Mar-
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kierte auswirkt (Attia u.a. 2021). Die Befragten sprechen von einem Klima der Ver-

dächtigung und Grenzziehung, welches sich auch auf die Communities selbst aus-

wirke,weilman sich einemkonstruierten Spektrumvon gutenund bösenMuslim*in-

nen zu positionieren gezwungen sehe.Darüber hinaus seien die Befragten bemüht,

die Konstruktion des muslimischen Subjekts nicht vollkommen aus der Hand zu

geben. Klassische Formen der Stereotypisierung, die aus anderen Studien bekannt

sind, werden von Betroffenen dieser Anrufungen und Markierungen bestätigt und

zurückgewiesen:Kriminalisierung,Exklusion,Essentialisierung,Paternalisierung.

1.1.2 Medien

Islambilder in (Online-)Medien gelten als gut untersucht. Ab 2010 gab es vermehrt

Analysen, die sich um das epochale Ereignis des sogenannten Arabischen Frühlings

alsMedienereignis drehten und dabei einen Fokus auf den Islam bzw. seine Rolle bei

den gesellschaftlichen und politischen Transformationen legten. Im von Kai Hafez

herausgegebenen Sammelband (2014) werden etwa die Auswirkungen dieses Ereig-

nisses auf die deutsche Islamberichterstattung analysiert. Qualitative und quanti-

tativeUntersuchungen stehennebeneinander.Exemplarisch sei hier auf dieTeilstu-

die von Behroz u.a. (2014) verwiesen, die sich mit deutschen Printmedien und dem

Islambild in Zusammenhang mit den Revolutionen in Tunesien und Ägypten aus-

einandersetzt. Es habe zwar anfänglich positive Berichterstattung gegeben, die Er-

eignisse in den LändernWestasiens und Nordafrikas seien jedoch vorwiegend und

zunehmend an westlichen Standards und Demokratievorstellungen gemessen wor-

den. Islamische Stereotype verbunden mit Islamkritik hätten sich oft zu einem ar-

chaischen Bild des Islams zusammengefügt.

Brinkmann kommt in seiner Studie zur »deutschen Islamberichterstattung vor,

während und nach der Arabischen Revolution« (2015) zu ähnlichen Ergebnissen wie

der Sammelband vonHafez: Anfangs spiegelte sich die positive Entwicklung des so-

genannten Arabischen Frühlings in der Medienberichterstattung wider. Im Folgejahr

der Untersuchung, also nach demEnde der unmittelbaren Aufstände und einer zu-

sehends sich verschlechternden politischen Lage für die Demokratiebewegungen,

stieg in der Berichterstattung sowohl die Bedeutung des Islams als auch seine ne-

gative Bewertung. Der Autor kommt zum Schluss, dass die zahlreichen positiven

Effekte des Arabischen Frühlings auf das Islambild ein Jahr nach demMedienereig-

nis wieder zurückgingen.

Eine kürzlich abgeschlossene, bisher nur als Abstract veröffentlichte, Studie

des DeZIM blickt auf Dimensionen der Politisierung von Rassismus in der deut-

schen Medienöffentlichkeit zwischen 2000 und 2020 (Steinhilper u.a. 2021). Die

Autor*innen kommen zum Ergebnis, dass die thematische Auseinandersetzung

im Phänomenbereich Medien und Rassismus im Untersuchungszeitraum von fünf

großenEreignissen geprägtwar.Drei dieserGroßereignisse, die Anschläge aufNew
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York undWashington im September 2001, die Selbstenttarnung der rechtsterroris-

tischen Gruppe NSU 2011 sowie der sogenannte lange Sommer der Migration 2015,

habenMenschenmuslimischen Glaubens im Zentrum.Die Aufmerksamkeitsschü-

be für Rassismus haben insbesondere seit 2011 dazu geführt, dass die Debatten

»insgesamt konfliktiver« geworden seien (ebd.).

Weitere, nicht-ereigniszentrierte, Studien und Beiträge zu (Online-)Medien

und Islam legen u.a. Karis (2013), El-Menouar (2019), Hafez (2009), Hafez/Schmidt

(2020b), Frindte/Dietrich (2017), Häberle 2020, Shooman 2012 und Schiffer 2009

vor.

1.1.3 Politik

Nur wenige Studien gibt es zum Verhältnis von Staat, Muslim*innen, deren Re-

präsentation im politischen System sowie diskursiven Formationen darin. Zu nen-

nen sind hier kürzere Arbeiten zur DIK, wie zum Beispiel Levent Tezcans Studie

(2012) oder auch die kritischen Arbeiten von Hernandez Aguilar zum gleichenThe-

ma (2018; 2019). Eine umfangreiche Studie zur DIK liefert Bayat (2015). Anhand der

Berichterstattung darüber analysiert die Autorin, wie sich dies auf Repräsentatio-

nenvonMuslim*innen inMedienausgewirkthat.Sie führt eineDiskursanalyse aus-

gewählter Medien durch und kombiniert dies mit Interviewaussagen von Teilneh-

mer*innen der DIK. Sie kommt zum Ergebnis, dass insbesondere der Printmedi-

endiskurs sich stereotypisierender, dichotomisierender Bilder in der ersten DIK-

Phase bedient habe, während in der DIK II-Phase insgesamt ein abnehmendesMe-

dieninteresse bei gleichzeitiger Abnahme negativer Konnotationen in der Darstel-

lung festzustellen seien (ebd.: 290f.).

Eine systematische Analyse zu Islam-Positionen deutscher Parteien liefert

Malte Dreß in seiner Studie zur »deutsche[n] Islamdebatte« (1961–2013) (Dreß

2018). Er untersucht, welche islampolitischen Positionen, Entwicklungsprozesse

und Konfliktlinien in den deutschen Parteien zu finden sind. Im Vordergrund steht

dabei die Frage nach integrationspolitischen Herausforderungen insbesondere im

Zusammenhang mit muslimischen Zuwander*innen. Seine Studie zeichnet sich

allerdings durch eine recht sture Fixierung auf das Integrationsparadigma aus,

welches als Grundlage für weitere islampolitische Empfehlungen bzw. Strategien

fungiert. »Muslimische Zuwanderer« erscheinen in dieser Perspektive wieder als

Objekte und Ziele der (Islam-)Politik, ihre Religion als Stolperstein für die Inte-

gration in den »kulturell-identifikativen Bereich« (ebd.: 502). Damit fällt er hinter

Forschungen von Naika Foroutan, Erol Yildiz (Yildiz/Hill 2018; 2015) oder Kai Ha-

fez zurück (Hafez 2013b), die das Integrationsparadigma insbesondere in seiner

(leit-)kulturell-identifikativen Dimension zugunsten des Konzepts der postmi-

grantischen Gesellschaft bzw. anerkennungstheoretischer Dimensionen in einer

liberalen Gesellschaft hinter sich lassen.
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Insbesondere die Studie von Hafez, die die verschiedenen gesellschaftlichen

Teilsysteme untersucht, kommt zum Ergebnis, dass die Anerkennung des Islams

und damit ein Schritt in Richtung einer egalitären postmigrantischen Gesellschaft

im politischen System Deutschlands schneller voranschreitet als im zivilgesell-

schaftlichen Bereich – bei allen noch zu überwindenden Hürden auf dem Weg zu

einer vollständigen rechtlichen wie kulturellen Anerkennung. Denn: Der klassische

Liberalismus, so K. Hafez, würde Gruppendifferenzen zu stark einebnen und be-

stehende Ungerechtigkeiten leugnen (Hafez 2013b: 31). Die staatliche Islampolitik

zeichne sich durch eine Ambivalenz aus, die zwischen liberalen Freiheitsidealen

und ordnungspolitischer Steuerung ebenjener Freiheiten schwanke (ebd.: 55). Die

Frage der (kulturellen) Hegemonie in der Demokratie bzw. Repräsentation und der

damit verbundenen Politik für religiöse Minderheiten seien zentral auf dem Weg

hin zumehr Anerkennung (ebd.: 55ff.).

Nora Fritzsche stellt in ihrer Analyse migrationspolitischer Debatten des Deut-

schen Bundestags (1994–2014) fest, dass im parlamentarischen Raum die »Werte-

und Kulturorientiertheit von Integrationsforderungen zwischen 1994 und 2010«

zugenommen habe: »Aus Forderungen nach Arbeitsmarktintegration und Sprach-

kenntnissen« wurde die Forderung nach »Verfassungstreue, der Auseinanderset-

zung mit der deutschen Geschichte und Kultur, der uneingeschränkten Akzeptanz

der deutschen Rechtsordnung und Wertevorstellungen sowie der Gleichberechti-

gungderGeschlechter« (Fritzsche 2016: 75). IhreAnalyse arbeitet eine »zunehmende

Fixierung auf den Islam als Differenzkategorie« heraus und schlussfolgert, dass

sich die Grenzen des Sagbaren im parlamentarischen Diskurs in den letzten Jahren

deutlich erweitert haben (ebd.: 48).

Auch FerdinandMirbach stellt die Integration vonMuslim*innen in denMittel-

punkt seiner Studie über die deutschen Parteien und den Islam (Mirbach 2008). Er

geht dabei auf Programmatik,Organisation und Personal ein.Differenziert zeigt er

dieUnterschiede in den jeweiligen Parteidiskursen auf und unterscheidet zwischen

einer eher restriktiven, leitkulturell orientierten Auffassung von Integration bei der

CDU/CSU (Die AfD gab es noch nicht) und einer eher multikulturell orientierten

Auffassung bei SPD, GRÜNEN und Linkspartei, die sich entsprechend in Partei-

programmen widerspiegelt. Doch im Gegensatz zu Dreß legt er eine distanziertere

Haltung zu kulturell-identifikativen Dimensionen von Integration an den Tag und

orientiert sich mit seinem Integrationsbegriff an Josef Essers Arbeiten zu Sozialin-

tegration (ebd.: 22ff.).

Petra Klugs Studie untersucht den Diskurs zu Muslim*innen anhand von Bun-

destagsdebatten vor undnachdem 11. September (2000–2006), umsoVerschiebun-

gen in derWahrnehmung des Islams zu erfassen (2010). Zu diesem Zweck führt sie

in einer Vollerhebung die Themenanlässe der Debatten durch, die sich mit dem Is-

lam beschäftigen. Vertiefend führt Klug eine qualitative Diskursanalyse durch, die

diskursiveMuster aufdecken soll, die auf eine typische Verknüpfung des Islamsmit
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spezifischen Problemen hinweisen. Dabei zeigt sich, dass im Bundestag zwar so-

wohl Positionen artikuliert wurden, die einen vorgeblichen Kampf der Kulturen ab-

gestritten haben als auch solche, die eindringlich vor den Gefahren des Islamismus

gewarnt haben bei gleichzeitiger Verwahrung gegen den Vorwurf der Islamopho-

bie oder des Rassismus; allerdings zeichneten sich viele Debattenbeiträge durch ei-

ne Verknüpfung vonMigrationsfragenmit der Terrorbekämpfung aus und leisteten

so einer Kulturalisierung des Integrationsbegriffes Vorschub. Die Assoziierung der

Migrationsfragemit dem Islam sei rassistisch,weil esMenschen pauschal homoge-

nisiere und z.T. auch Menschen mit dem Label Islam versehen würde, die sich gar

nicht damit identifizierten, schlussfolgert Klug.

Dieser »kulturalistische Fehlschluss« finde sich aber genauso auf der anderen

Seite des politischen Spektrums: es sei genauso rassistisch, Religionskritik im Na-

men der Bekämpfung des Rassismus pauschal zurückzuweisen. Schließlich gebe

es im Islam viele Defizite im Bereich der Menschenrechte (Frauenunterdrückung,

Homosexuellenrechte etc.). Folglich kritisiert Klug, dass die deutsche Integrations-

politik nach 9/11 mehr ein Zugeständnis an die muslimischen Gemeinschaften sei,

denn einerwirklichen sozialintegrativenPolitik entspreche (Klug 2011: 8).Mit dieser

gewiss ambivalenten Haltung nimmt Klug eine Position ein, die zwischen einer af-

firmativenVerwendungdes sozial-strukturell gewendeten Integrationsparadigmas

und einer starken Kritik an der deutschen Islampolitik nach den Anschlägen des 11.

September changiert.

Der Zusammenhang zwischen Mobilisierungserfolgen rechtspopulistischer

Parteien aufgrund der tiefen gesellschaftlichen Verankerung von Islamfeindlichkeit

gilt in der politischen Einstellungsforschung mittlerweile als fest etabliert (vgl.

etwa: Öztürk/Pickel 2021; Diefenbach/Scheve 2019).

Des Weiteren gibt es – nicht zuletzt seit Entstehung der Bewegung PEGIDA

und der rechtspopulistischen AfD – eine Reihe von Arbeiten zu Rechtspopulismus,

Rechtsextremismus und Islam (Attia u.a. 2014; Diefenbach/Scheve 2019; Häusler

2008; Pickel 2015; Ansari/Hafez 2012). Mobilisierungserfolge rechtspopulistischer

Parteien und Bewegungen aufgrund tief verankerter antimuslimischer Orientie-

rungen und Einstellungen in der Bevölkerung haben insbesondere die Arbeiten

von Gert Pickel nachweisen können (Öztürk/Pickel 2021). Was die Zentralität der

Islamfeindlichkeit in Verbindung mit dem völkischen Nationalismus in der Ideo-

logie der AfD und ihre Bedeutung für die Mobilisierungsfähigkeit der Partei über

das rechtsnationale Spektrum hinaus angeht, besteht allerdings Bedarf für weitere

Forschungen (vgl. zu diesemThemenkomplex: Attia 2018; Kellershohn 2020).

Vorläufig und thesenhaft lässt sich festhalten, dass die Entstehung der AfD zu

einer Diskursverschiebung nach rechts und einer Erweiterung des Raums des öf-

fentlich Sagbaren geführt hat und dies insbesondere von Parteien sowie Parteimit-

gliedern rechts derMitte, aber vereinzelt auch von verschiedenen Parteien und Par-

teimitgliedern links der Mitte (z.B. Boris Palmer, Heinz Buschkowsky, Sarah Wa-
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genknecht, Oskar Lafontaine) ausgenutzt wird, um sich antiislamisch zu positio-

nieren5 (vgl. auch Schiebel 2019). M.a.W. die Auffassung, wonach ein (rechtskon-

servativer) Bruch mit einer eher kosmopolitisch ausgerichteten politischen Kultur

nur innerhalb der AfDoder Teilen derCDU/CSUsich vollzieht,muss überprüftwer-

den.Es liegt nahe zu vermuten,dass sichdieseKonfliktlinie quer durch alle Parteien

zieht und auch innerhalb der Parteien unterschiedliche Positionierungen vorherr-

schen.

Weitere, eher kurze, Beiträge zur Positionierung politischer Parteien liefern Fa-

ridHafez (2012), Kneip/Henkes (2009) sowie Shakush (2009).Der Beitrag von F.Ha-

fez analysiert Bundestagsdebatten zwischen 2009–2011. Dabei wird der bundespo-

litische Diskurs aller Fraktionen (CDU/CSU, SPD, FDP, DIE LINKE, BÜNDNIS 90/

DIE GRÜNEN) analysiert. Er geht dabei sowohl quantitativ als auch qualitativ (dis-

kursanalytisch) vor. Im Ergebnis zeigt sich, dass islamophobe Positionen fast nur

bei derCDU/CSU-Fraktionzufinden seien.Die anderenParteien enthalten sich sol-

cher Qualifizierungen,wobei die SPD sogar eine ins europäischeWir inkludierende

Position auf Bundesebene formuliere. Bei der Linken steht eher ein Gegendiskurs

(anti-Islamfeindlichkeit) im Zentrum, während DIE GRÜNEN sich ähnlich wie die

SPD verhielten. Ambivalente Positionen seien bei der FDP zu finden, die sich einer-

seits islamophob äußere, sich andererseits aber beim Thema Islam/Muslim*innen

eher zurückhalte.

Sascha Kneip und Christian Henkes untersuchen anhand der »Kopftuchdebat-

te« die Plenardebatten deutscher Landtage nach dem BVfG-Urteil (2003) im »Fall

Ludin« (2009). Sie gehen dabei auf religions- und integrationspolitische Leitbil-

der der Parteien ein und analysieren, ob es Unterschiede in den parteipolitischen

und/oder länderspezifischen Argumentationen gab. Im Fall der CDU/CSU und der

FDP kommen sie zur gleichen Schlussfolgerung wie F. Hafez. Die SPD erscheint in

ihrer Positionierung »extrem uneinheitlich« – abhängig von ihrer jeweiligen Rolle

als Regierungs- oder Oppositionspartei sowie den jeweiligen Koalitionspartnern

(ebd.: 267ff.).Die untersuchtenGRÜNEN-Landtagsfraktionen haben sich hingegen

kohärenter verhalten und geschlossen Kopftuchverbotsanträge abgelehnt (ebd.:

266).

Mohammed Shakush (2009) schließlich liefert eine kleine Betrachtung, wie

sich CDU und CSU hinsichtlich des Islams positionieren (2009). Er untersucht dies

anhand der Felder Moscheebau, Kopftuchdebatte, Programmatik, Statements und

5 Damit soll aber nicht gesagt werden, dass ohne die Anwesenheit der AfD im Bundestag und

in den Landesparlamenten antiislamische Einwürfe nicht existieren würden; vielmehr geht

es darum, die Rolle der AfD als Katalysator dieses Diskurses für die Öffentlichkeitskommuni-

kation politischer Akteur*innen aus derMitte zu beschreiben, der vorher zwar auch schon da

war, aber eher an den Rändern des politischen Spektrums so offensiv, öffentlich und selbst-

bewusst stattfand, vgl. dazu auch: Decker/Brähler (2020: 21f.).
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dem sog. Gesinnungstest, der eine Zeit lang Einstellungen zu Liberalismus und

Demokratie im Vorfeld einer Einbürgerung in Baden-Württemberg geprüft hat.

Studien, die aktuelle Entwicklungen (ab 2015) auf Bundes- und Landesebene in

denBlicknehmen, insbesonderenachEntstehungderAfDund ihremerneutenEin-

zug indenBundestag sowie ihreEtablierung inallenLandesparlamentenhaben ins-

besondereGertundSusannePickel vorgelegt. IndenForschungsfeldernderEinstel-

lungsforschung und politischen Kultur leisten sie wichtige Beiträge an der Schnitt-

stelle vonPolitik undGesellschaft; insbesondereZusammenhänge vonReligion,De-

mokratie, Affekt und Polarisierung stehen im Mittelpunkt ihres Interesses (Pickel

u.a. 2021; Pickel u.a. 2020; Pickel 2019; Pickel/Pickel 2018b; Pickel/Pickel 2018a; Pi-

ckel 2018; Pickel/Yendell 2016).

Aus der Literaturschau ergibt sich folglich die Notwendigkeit einer umfassen-

den qualitativen Untersuchung der Standpunkte politischer Parteien hinsichtlich

Islam, Muslim*innen und als solchen Markierten, die die gesellschaftlichen Ent-

wicklungen der letzten Jahre als Kontext der Analysemitberücksichtigt. Aus diesem

Grunde wird die vorliegende Studie auf den Zeitraum ab 2015 fokussieren und da-

bei die Positionierungen von allen imBundestag vertretenen Parteien einer Analyse

unterziehen.

1.2 Viele Begriffe, ein Phänomen? Islamfeindlichkeit, Islamophobie
und antimuslimischer Rassismus

Die Forschung unterscheidet zwischen den Begriffen antimuslimischer Rassismus,

Islamfeindlichkeit und Islamophobie, um die Abwertungen, Ausgrenzungen und

menschenfeindlichen Topoi zu beschreiben, mit denen Muslim*innen und als

solche Markierte adressiert werden.6 Während diese Begriffe je unterschiedliche

Schwerpunkte in der Beschreibung und Analyse der Konstruktion von Islam und

Muslim*innen setzen, eint sie dennoch das Bemühen, dass sie auf eine Über-

formung sozialer und politischer Phänomene durch reduktionistische Zuschrei-

bungen über Muslim*innen und ihre Religion fokussieren. Die Begriffe schließen

6 Daneben gibt es noch weitere Begriffe und Konzepte wie Orientalismus oder auch Islamkri-

tik, Muslimfeindlichkeit etc. Da sich die Begriffsdiskussion in erster Linie aber um eine Zu-

spitzung breit verhandelter Konzepte bemüht, umeine brauchbare Systematik für die Studie

zu entwickeln, sollen lediglich die drei Begriffe erörtert werden, die in der Forschung domi-

nieren; vgl. zu einer grundlegenden Kritik des Begriffes der Islamkritik Attia (2010).

Orientalismus verstehe ich hingegen als Konzept, als kulturelles Phänomen, welches durch

die spezifische Perspektive, die es auf den Orient und Muslim*innen etabliert, zu einem In-

strument der Macht und der Herrschaft wird. Es ist in diesem Sinne kein Konzept, welches

man den hier diskutierten Begriffen gegenüberstellt, sondern es ist ihre Voraussetzung und

Teil davon.
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